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Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des Landessozialgerichts Baden-
WÃ¼rttemberg vom 26. Oktober 2001 wird zurÃ¼ckgewiesen. Die Beklagte hat der
KlÃ¤gerin auch die Kosten des Revisionsverfahrens zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I

Der Rechtsstreit betrifft die HÃ¶he des Arbeitslosengeldes (Alg) vom 1. bis 30.
November 1999; die Beteiligten streiten darÃ¼ber, ob fÃ¼r die Bemessung die
Leistungsgruppe D (Steuerklasse V) oder Leistungsgruppe A (Steuerklasse IV) zu
berÃ¼cksichtigen ist.

Die KlÃ¤gerin erzielte im November 1998 ein Arbeitsentgelt von 3.779 DM brutto.
Ab 1. Dezember 1998 bezog sie Alg in HÃ¶he von 289,03 DM, ab 1. Januar 1999
291,83 DM wÃ¶chentlich. Dem lag ein Bemessungsentgelt von 780 DM
wÃ¶chentlich, die Leistungsgruppe A entsprechend der zu Beginn des Jahres 1998
eingetragenen Lohnsteuerklasse I und der allgemeine Leistungssatz zu Grunde. Am
9. September 1999 ging die KlÃ¤gerin die Ehe ein. Ihr Ehemann erzielte im Februar
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1999 ein Arbeitsentgelt von 5.402 DM. Seit dem 1. MÃ¤rz 1999 bezog er ebenfalls
Alg. Mit Wirkung ab 1. September 1999 wÃ¤hlten die Eheleute fÃ¼r die KlÃ¤gerin
die Steuerklasse V und fÃ¼r den Ehemann die Steuerklasse III. Daraufhin bewilligte
die Beklagte der KlÃ¤gerin ab 1. September 1999 bis zur ErschÃ¶pfung des
Anspruchs am 30. November 1999 Alg in HÃ¶he von 213,29 DM, wobei sie die
Leistungsgruppe D (Steuerklasse V) berÃ¼cksichtigte. Das Alg des Ehemanns der
KlÃ¤gerin bemaÃ� sie ab 1. September 1999 nach der Leistungsgruppe C
(Steuerklasse III).

Mit Wirkung ab 1. November 1999 wÃ¤hlten die Eheleute jeweils die Steuerklasse
IV. Im Bescheid vom 24. November 1999 (Widerspruchsbescheid vom 12. Januar
2000) teilte die Bundesanstalt fÃ¼r Arbeit (BA) der KlÃ¤gerin mit, der
Lohnsteuerklassenwechsel ab 1. November 1999 sei bei der KlÃ¤gerin nicht zu
berÃ¼cksichtigen, weil er nach dem VerhÃ¤ltnis der Arbeitsentgelte beider
Ehegatten unzweckmÃ¤Ã�ig sei. FÃ¼r die Bemessung des Alg der KlÃ¤gerin sei
weiterhin die Leistungsgruppe D (Steuerklasse V) maÃ�gebend. Bei der Leistung
des Ehemannes berÃ¼cksichtigte die BA den Steuerklassenwechsel ab 1.
November 1999 und bemaÃ� das Alg nach Leistungsgruppe A (Steuerklasse IV). Das
fÃ¼hrte zur teilweisen Aufhebung der Leistungsbewilligung und RÃ¼ckforderung
erbrachter Leistungen.

Mit der Klage hat die KlÃ¤gerin einen Anspruch auf weiteres Alg von 336,60 DM
fÃ¼r November 1999 geltend gemacht. Sie fÃ¼hrte aus, die BA habe den
Steuerklassenwechsel ab 1. November 1999 berÃ¼cksichtigen mÃ¼ssen. Es liege
ein gemeinsamer Antrag der Eheleute vor. Entweder hÃ¤tte die Beklagte den
Steuerklassenwechsel bei beiden berÃ¼cksichtigen oder einheitlich zurÃ¼ckweisen
mÃ¼ssen. Eine Beratung durch die BA Ã¼ber die Folgen des
Steuerklassenwechsels nach IV habe nicht stattgefunden.

Die Beklagte hat die Ansicht vertreten, jeder Leistungsfall sei gesondert zu
beurteilen. Eine Steuerklassenkombination V mit IV sei zwar im Steuerrecht nicht
vorgesehen, nach Â§ 137 Sozialgesetzbuch â�� ArbeitsfÃ¶rderung (SGB III) jedoch
mÃ¶glich. Beim Ehemann sei der Steuerklassenwechsel zu berÃ¼cksichtigen, weil
sich eine geringere Leistung ergeben habe. HÃ¤tte sich die KlÃ¤gerin an die BA
gewandt, hÃ¤tte sie entsprechend beraten werden kÃ¶nnen.

Das Sozialgericht (SG) hat die BA verurteilt, der KlÃ¤gerin fÃ¼r November 1999 Alg
in HÃ¶he von weiteren 336,60 DM zu zahlen. Der Lohnsteuerklassenwechsel ab 1.
November 1999 sei nach Â§ 137 Abs 4 Satz 1 Nr 2 SGB III zu berÃ¼cksichtigen. Die
Frage, ob sich ein geringeres Alg ergebe, sei bei Leistungsbezug von Ehegatten
zusammenfassend zu prÃ¼fen. Ergebe sich â�� wie hier â�� insgesamt ein
geringerer Leistungsbezug, sei der Lohnsteuerwechsel zu berÃ¼cksichtigen.

Mit der vom SG zugelassenen Berufung hat die BA geltend gemacht, bei der
Anwendung des Â§ 137 Abs 4 Nr 2 SGB III sei allein der Anspruch der KlÃ¤gerin zu
betrachten, der nach Leistungsgruppe A hÃ¶her sei als nach Leistungsgruppe D. Die
Gesamtbetrachtung des SG sei mit dem Gesetz nicht vereinbar, denn der
Gesetzgeber habe strenger gegen Manipulationen vorgehen wollen. Einen
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gemeinsamen Anspruch auf Alg fÃ¼r Eheleute gebe es nicht.

Das Landessozialgericht (LSG) hat die Berufung der BA mit Urteil vom 26. Oktober
2001 zurÃ¼ckgewiesen. Es hat ausgefÃ¼hrt, der Lohnsteuerklassenwechsel sei
zwar nicht nach Â§ 137 Abs 4 Nr 1 SGB III, aber nach Abs 4 Nr 2 zu
berÃ¼cksichtigen. Der Wortlaut dieser Regelung wiederhole bewusst den Plural
"neu eingetragene Lohnsteuerklassen". Danach kÃ¶nne und dÃ¼rfe es nicht sein,
dass der Wechsel bei einem Ehegatten berÃ¼cksichtigt werde, beim anderen aber
nicht. Unter den Voraussetzungen des Â§ 137 Abs 4 Nr 1 SGB III bezweifle niemand,
dass der beiderseitige Wechsel berÃ¼cksichtigt werden mÃ¼sse und zwar ohne
RÃ¼cksicht auf die Belastung der Arbeitslosenversicherung. Danach seien auch bei
Abs 4 Nr 2 beide Ehegatten als Arbeitslose zu berÃ¼cksichtigen. Das Gesetz ordne
entweder die BerÃ¼cksichtigung der neuen Lohnsteuerklassen nach Abs 4 Nr 1
oder nach Abs 4 Nr 2 oder aber gar nicht an. Diese Ansicht werde auch dadurch
bestÃ¤tigt, dass im Hinblick auf Art 6 Grundgesetz (GG) fÃ¼r Ehegatten eine
Sonderregelung gelte, die eine Gesamtbetrachtung der VerhÃ¤ltnisse verlange. Vor
diesem Hindergrund sei ein GesetzesverstÃ¤ndnis nicht angÃ¤ngig, dass Ehegatten
einseitig "zu Gunsten des Arbeitsamtes" durch einen Lohnsteuerklassenwechsel
benachteilige, indem die negative Auswirkung bei einem Ehegatten durchschlage,
wÃ¤hrend sich der daraus ergebende Vorteil beim anderen Ehegatten nicht
auswirke. Die einfach gesetzliche Auslegung sei auch nach den GrundsÃ¤tzen der
verfassungskonformen Auslegung der Norm geboten.

Mit der vom LSG zugelassenen Revision rÃ¼gt die BA eine Verletzung des Â§ 137
Abs 4 Nr 2 SGB III. Mit Alg im Sinne dieser Vorschrift sei allein die Leistung des
Arbeitslosen gemeint, der in eine ungÃ¼nstigere Lohnsteuerklasse wechsle. Die
SozialrechtsverhÃ¤ltnisse von Eheleuten seien unabhÃ¤ngig voneinander zu
beurteilen. Der im Gesetz verwendete Plural sei nicht aussagekrÃ¤ftig, weil er bei
einem Steuerklassenwechsel unerlÃ¤sslich sei. Umgekehrt kÃ¶nnte argumentiert
werden, die Vorschrift erwÃ¤hne "ein Alg". FÃ¼r die Gesamtbetrachtung des LSG
gebe es keine gesetzliche Grundlage, weshalb der individuelle Leistungsanspruch
zu betrachten sei. FÃ¼r eine verfassungskonforme Auslegung sei kein Raum, weil
der Steuerklassenwechsel auf einer freien Entscheidung beruhe. Die Ansicht des
LSG fÃ¼hre zu umfangreichen Rechnungen, wÃ¤hrend Â§ 137 Abs 4 Nr 2 SGB III
den Verwaltungsaufwand begrenzen wolle. Auch das Urteil des
Bundessozialgerichts (BSG) vom 4. September 2001 â�� B 7 AL 84/00 R â�� lasse
keine andere Auslegung zu.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Landessozialgerichts Baden-WÃ¼rttemberg vom 26. Oktober 2001
und das Urteil des Sozialgerichts Stuttgart vom 18. Mai 2000 aufzuheben und die
Klage abzuweisen.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

die Revision zurÃ¼ckzuweisen.
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Sie hÃ¤lt die Ansicht des LSG fÃ¼r zutreffend und den Wortlaut des Â§ 137 Abs 4 Nr
2 SGB III fÃ¼r eindeutig und nicht auslegungsfÃ¤hig.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche Verhandlung
einverstanden erklÃ¤rt.

II

Die Revision der BA ist nicht begrÃ¼ndet, denn die Entscheidung des LSG beruht
nicht auf einer Gesetzesverletzung (Â§ 170 Abs 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG)). Der
KlÃ¤gerin steht fÃ¼r November 1999 der geltend gemachte Mehrbetrag an Alg von
336,60 DM zu.

1. Die KlÃ¤gerin hat eine bezifferte Leistungsklage (Â§ 54 Abs 5 SGG) erhoben, die
auf die Bewilligung und Zahlung von Alg in HÃ¶he von 291,83 DM an Stelle von
213,29 DM wÃ¶chentlich fÃ¼r November 1999 gerichtet ist. Erfolg hat die Klage,
wenn der KlÃ¤gerin â�� aus welchem Rechtsgrund auch immer â�� ein hÃ¶heres
Alg als das von der BA bewilligte bis zur HÃ¶he von 291,83 DM wÃ¶chentlich
zusteht. MaÃ�gebend fÃ¼r die Entscheidung ist das am 1. Januar 1998 in Kraft
getretene SGB III, denn die Beteiligten streiten Ã¼ber die Zuordnung zu einer
Leistungsgruppe auf Grund eines mit Wirkung ab 1. November 1999
vorgenommenen Steuerklassenwechsels zwischen Eheleuten (Â§ 427 Abs 5 Satz 2
SGB III).

2. Nach Â§ 129 Nr 2 SGB III betrÃ¤gt das Alg fÃ¼r Arbeitslose, die oder deren
Ehegatten kein Kind iS des Â§ 32 Abs 1, 3 bis 5 Einkommenssteuergesetz haben, 60
% des pauschalierten Nettoentgelts (Leistungsentgelt), das sich aus dem im
Bemessungszeitraum erzielten Bruttoentgelt (Bemessungsentgelt) ergibt.

2.1 Daraus ergÃ¤be sich auf Grund der SGB III-Leistungsentgeltverordnung 1999
vom 18. Dezember 1998 (BGBl I 3864) bei dem fÃ¼r die KlÃ¤gerin maÃ�gebenden
allgemeinen Leistungssatz von 60 % und der von der BA berÃ¼cksichtigten
Steuerklasse V nach der Leistungsgruppe D (Â§ 137 Abs 2 Nr 4 SGB III) das
bewilligte wÃ¶chentliche Alg von 213,29 DM. Das LSG hat der KlÃ¤gerin Alg in
HÃ¶he von 291,83 DM wÃ¶chentlich zugesprochen. Es ist davon ausgegangen, die
KlÃ¤gerin sei der Leistungsgruppe A zuzuordnen, weil die mit Wirkung ab 1.
November 1999 von den Eheleuten gewÃ¤hlte Lohnsteuerklassenkombination IV/IV
insgesamt nicht zu hÃ¶heren Leistungen beider im Leistungsbezug stehenden
Ehegatten im November 1999 fÃ¼hre. Diese Rechtsansicht hÃ¤lt rechtlicher
NachprÃ¼fung stand.

2.2 Nach Â§ 137 Abs 2 SGB III sind Arbeitnehmer, auf deren Lohnsteuerkarte die
Lohnsteuerklasse IV eingetragen ist, der Leistungsgruppe A zuzuordnen.
MaÃ�gebend fÃ¼r die Zuordnung ist grundsÃ¤tzlich die Lohnsteuerklasse, die zu
Beginn des Kalenderjahres, in dem der Anspruch entstanden ist, auf der
Lohnsteuerkarte des Arbeitslosen eingetragen war (Â§ 137 Abs 3 Satz 1 SGB III).
SpÃ¤tere Ã�nderungen der eingetragenen Lohnsteuerklasse werden mit Wirkung
des Tages berÃ¼cksichtigt, an dem erstmals die Voraussetzungen fÃ¼r die
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Ã�nderung vorlagen (Â§ 137 Abs 3 Satz 2 SGB III). Von dieser MÃ¶glichkeit hat die
KlÃ¤gerin mit Wirkung ab 1. September 1999 im Hinblick auf die EheschlieÃ�ung
am 9. September 1999 Gebrauch gemacht. Bei dieser Ã�nderung handelte es sich
nicht um einen Steuerklassenwechsel iS des Â§ 137 Abs 4 SGB III (BSG SozR 4100
Â§ 113 Nr 2). Diese Vorschrift ist jedoch fÃ¼r den Wechsel in die Lohnsteuerklassen
IV/IV ab 1. November 1999 anzuwenden.

2.3 Ein Wechsel der Lohnsteuerklassen zwischen Ehegatten wird nach Â§ 137 Abs 4
Satz 1 SGB III unter zwei Voraussetzungen berÃ¼cksichtigt:

1.

Die neu eingetragenen Lohnsteuerklassen entsprechen dem VerhÃ¤ltnis der
monatlichen Arbeitsentgelte beider Ehegatten oder

2.

auf Grund der neu eingetragenen Lohnsteuerklassen ergibt sich ein Alg, das
geringer ist als das Alg, das sich ohne den Wechsel der Lohnsteuerklassen ergÃ¤be.

Da beide Ehegatten Alg bezogen haben, mithin zum Zeitpunkt des
Lohnsteuerklassenwechsels Arbeitsentgelt nicht erzielten, sind die zuletzt vor dem
Ausfall des Arbeitsentgelts erzielten monatlichen Arbeitsentgelte
gegenÃ¼berzustellen (BSG SozR 4100 Â§ 113 Nr 3; SozR 3-4100 Â§ 113 Nr 1; BSG
Urteil des Senats vom 21. September 1995 â�� 11 RAr 13/95 â�� DBlR 4262 zu Â§
113 AFG). Die KlÃ¤gerin erzielte zuletzt im November 1998 ein Arbeitsentgelt von
3.779 DM und ihr Ehemann im Februar 1999 ein solches von 5.402 DM. Im
Anschluss bezogen beide Ehegatten Alg von der BA. Im Sinne des Â§ 137 Abs 4 Nr 1
SGB III entsprechen neu eingetragene Lohnsteuerklassen dem VerhÃ¤ltnis der
monatlichen Arbeitsentgelte, wenn die gewÃ¤hlte Steuerklassenkombination zu
einem geringeren gemeinsamen Lohnsteuerabzug fÃ¼hrt als die bisherige (BSGE
88, 299, 303 = SozR 3-4300 Â§ 137 Nr 1). Diese Voraussetzung ist fÃ¼r den
Wechsel zum 1. November 1999 nicht erfÃ¼llt, denn die bisherige
Steuerklassenkombination (KlÃ¤gerin V/Ehemann III) hÃ¤tte zu einem
Lohnsteuerabzug von 1.764,99 DM gefÃ¼hrt, wÃ¤hrend die gewÃ¤hlte Kombination
(IV/IV) einen Lohnsteuerabzug von 1.784,01 DM zur Folge hÃ¤tte. Damit
entsprachen die neu eingetragenen Lohnsteuerklassen nicht dem VerhÃ¤ltnis der
monatlichen Arbeitsentgelte beider Ehegatten.

Der Lohnsteuerklassenwechsel ist jedoch nach Â§ 137 Abs 4 Nr 2 SGB III zu
berÃ¼cksichtigen, weil sich bei einer Bemessung des Alg nach der Leistungsgruppe
A (Steuerklasse IV) insgesamt eine geringere Belastung der Solidargemeinschaft
ergibt, als sie sich ohne den Wechsel der Lohnsteuerklassen ergÃ¤be. Der Wortlaut
des Â§ 137 Abs 4 Nr 2 SGB III ist offen fÃ¼r ein VerstÃ¤ndnis, das bei dem Bezug
von Leistungen wegen Arbeitslosigkeit beider Ehegatten auf die Summe der
gleichen Leistung (Alg oder Arbeitslosenhilfe) und nicht â�� wie die BA meint â��
auf eine isolierte Betrachtung der jeweiligen Leistungen abstellt. Die Verwendung
des Singular ("ein Alg") ist nicht zwingend im gegenteiligen Sinne zu verstehen (so
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anscheinend BSG Urteil vom 21. MÃ¤rz 2002 â�� B 7 AL 46/01 R -; vgl auch:
Hessisches LSG Urteil vom 20. Juni 2001 â�� L 6 AL 14/01 -), weil das Merkmal "ein
Alg" auch als Gattungsbegriff aufzufassen sein kann. Zwingende Anhaltspunkte
fÃ¼r ein gegenteiliges VerstÃ¤ndnis ergeben sich auch nicht aus der Systematik
des Gesetzes, zumal dieses an die Wahl korrespondierender Steuerklassen von
Ehegatten anknÃ¼pft. Auch die Entstehungsgeschichte und der Zweck der
Vorschrift stehen einem VerstÃ¤ndnis des Merkmals als Gattungsbegriff, der die
Leistungen an beide Ehegatten zusammenfasst und damit die von der BA
bevorzugte isolierte Betrachtung ausschlieÃ�t, nicht entgegen. Im Vergleich zur
frÃ¼heren Regelung des Â§ 113 Abs 2 ArbeitsfÃ¶rderungsgesetz soll die
Neuregelung zum Steuerklassenwechsel von Ehegatten stÃ¤rker "Manipulationen zu
Lasten der Arbeitslosenversicherung verhindern" (BT-Drucks 13/4941 S 179). Von
einer solchen Manipulation kann aber keine Rede sein, wenn die Summe der an die
Ehegatten zu erbringenden Leistungen durch den Lohnsteuerklassenwechsel
geringer ist als zuvor. Auch "PraktikabilitÃ¤tsgesichtspunkte" stehen der
Gesamtbeurteilung nicht entgegen, weil "eine fiktive Berechnung" nicht erforderlich
ist, wenn beide Ehegatten im Leistungsbezug stehen. Bei feststehenden
Bemessungsentgelten lassen sich die Leistungsentgelte ohne weiteres aus der
jeweiligen SGB III-Leistungsentgeltverordnung entnehmen.

3. Das VerstÃ¤ndnis des Merkmals "ein Alg" als Gattungsbegriff ist zwingend
geboten, weil die Gegenansicht durchgreifenden verfassungsrechtlichen Bedenken
unterliegt. Lassen der Wortlaut, die Entstehungsgeschichte, der
Gesamtzusammenhang der einschlÃ¤gigen Regelungen und deren Sinn und Zweck
mehrere Deutungen zu, von denen eine zu einem verfassungsgemÃ¤Ã�en Ergebnis
fÃ¼hrt, so ist diese geboten (BVerfGE 83, 201, 214 f; 88, 145, 166).

3.1 Diese Voraussetzungen sind hier gegeben, weil das Alg als eine dem
Eigentumsschutz nach Art 14 GG unterliegende Sozialleistung (BVerfGE 92, 365,
405) zu seiner gesetzlichen Inhaltsbestimmung Bemessungsvorschriften bedarf, die
dem verfassungsrechtlichen VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeitsgrundsatz (Ã�bermaÃ�verbot)
Rechnung tragen. Nach stÃ¤ndiger Rechtsprechung kann der Gesetzgeber zur
Regelung von Massenerscheinungen, zu denen die Bemessung von Sozialleistungen
gehÃ¶rt, zu Typisierungen und Pauschalierungen greifen (BVerfGE 103, 310, 318 ff).
Er ist dabei jedoch an den VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeitsgrundsatz in dem Sinne
gebunden, dass PraktikabilitÃ¤tsgesichtspunkte mit den Folgen fÃ¼r die
Betroffenen abzuwÃ¤gen sind. Die isolierte Betrachtung der Folgen eines
Lohnsteuerklassenwechsels zwischen Ehegatten fÃ¼r eine der Leistungen fÃ¼hrt
zu keiner messbaren Arbeitsentlastung fÃ¼r die BA bei der Leistungsfestsetzung.
Sie hat jedoch fÃ¼r die KlÃ¤gerin betrÃ¤chtliche finanzielle Nachteile, wie die
Minderung der Leistung um 336,60 DM monatlich zeigt (im Ergebnis
Ã¼bereinstimmend: Gagel, SGB III, Â§ 137 RdNr 62 ff, 11 ff).

3.2 Bedenken unterliegt die gegenteilige Ansicht auch nach Art 3 Abs 1 GG. Zwar
enthÃ¤lt eine Systemwidrigkeit fÃ¼r sich genommen noch keinen VerstoÃ� gegen
die Gleichheit vor dem Gesetz (BVerfGE 85, 238, 247). Jedoch mÃ¼ssen GrÃ¼nde
fÃ¼r eine Durchbrechung des vom Gesetzgeber gewÃ¤hlten Ordnungsprinzips in
ihrem Gewicht und ihrer IntensitÃ¤t der Abweichung von der zu Grunde gelegten
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Ordnung entsprechen, um Ã¼berzeugend zu sein (BVerfGE 18, 366, 372; 67, 70, 84
f). Das Gebot der Folgerichtigkeit bindet an einen vorherigen Rechtsgedanken in
dem Sinne, dass bei weiteren Regelungen fÃ¼r eine Abweichung ein vernÃ¼nftiger
oder plausibler Grund zu fordern ist (BVerfGE 81, 156, 207; Sachs/Osterloh, GG
(Kommentar), 2. Aufl 2000, Art 3 RdNr 98 ff; P. Kirchhof, Handbuch des deutschen
Staatsrechts, Bd V, S 937 ff). Da die Bemessung des Alg nach Â§ 137 Abs 2 SGB III
an die Lohnsteuerklassen anknÃ¼pft und nach Â§ 137 Abs 4 Satz 1 SGB III
grundsÃ¤tzlich den Wechsel der Ehegatten zwischen korrespondierenden
Lohnsteuerklassen zulÃ¤sst, bedÃ¼rfte es fÃ¼r die isolierte Betrachtung der Folgen
fÃ¼r die HÃ¶he der Leistung nach Â§ 137 Abs 4 Nr 2 SGB III hinreichender
GrÃ¼nde, um die dabei fÃ¼r die KlÃ¤gerin eintretenden Nachteile zu rechtfertigen.
Ein hinreichender Grund ergibt sich dafÃ¼r nicht, wenn eine Manipulationsgefahr zu
Lasten der Solidargemeinschaft ausgeschlossen werden kann und auch
PraktikabilitÃ¤tsgesichtspunkte nicht durchschlagen. Eine solche Lage ist gegeben,
wenn beide Ehegatten im Leistungsbezug stehen, die neu eingetragenen
Lohnsteuerklassen insgesamt nicht zu hÃ¶heren Leistungen an die Ehegatten und
â�� wie dargelegt â�� nicht zu messbarem Mehraufwand fÃ¼r die BA fÃ¼hren. Ein
plausibler Grund fÃ¼r die von der Revision vertretene isolierte Betrachtungsweise
ist danach nicht zu erkennen.

4. Der hier vertretenen Ansicht steht das erwÃ¤hnte Urteil des 7. Senats des BSG
vom 21. MÃ¤rz 2002 â�� B 7 AL 46/01 R â�� nicht entgegen. Die dort vertretene
Ansicht, es komme auf den Gesamtbetrag der Leistung schon nach dem Wortlaut
der Vorschrift nicht an, betrifft nicht den hier zu beurteilenden Fall eines nach Â§
137 Abs 4 Nr 1 SGB III unbeachtlichen Lohnsteuerklassenwechsels wÃ¤hrend des
Leistungsbezugs beider Ehegatten. Sie gehÃ¶rt auch nicht zu den tragenden
GrÃ¼nden der Entscheidung, weil die Sache an das LSG zur weiteren Verhandlung
und Entscheidung Ã¼ber die Voraussetzungen des Â§ 137 Abs 4 Nr 1 SGB III
zurÃ¼ckverwiesen worden ist. Der 7. Senat hat im Ã�brigen fÃ¼r den hier zu
beurteilenden Sachverhalt ebenfalls beilÃ¤ufig verfassungsrechtliche Bedenken
gegenÃ¼ber der Gegenansicht angedeutet.

5. Da die Entscheidung des LSG nicht auf einer Gesetzesverletzung beruht, ist die
Revision der BA zurÃ¼ckzuweisen (Â§ 170 Abs 1 SGG).

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 20.08.2003

Zuletzt verändert am: 20.12.2024
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